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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Als Anlage 1 übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung 
eines Kraftfahrt-Bundesamtes 

mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner 50. Sitzung am 16. Februar 
1951 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, 
dem Entwurf in der aus Anlage 2 ersichtlichen Fassung zuzustimmen. 
Die Begründung seiner Abänderungsvorschläge ist am Schluß der 
Anlage 2 aufgeführt. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Deutschen Bundesrates geht aus Anlage 3 hervor. 

Die Bundesregierung wäre dankbar, wenn der Gesetzentwurf be- 
schleunigt behandelt werden könnte, da die Verlegung der Vor- 
gängerin des künftigen Kraftfahrt-Bundesamtes, der Sammelstelle für 
Nachrichten über Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeugführer, dringlich 
geworden ist. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Errichtung eines Kraftfahrt-Bundesamtes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Als Bundesoberbchörde für den Straßen- 
verkehr wird das Kraftfahrt-Bundesamt er- 
richtet. 

(2) Das Kraftfahrt-Bundesamt untersteht 
dem Bundesminister für Verkehr. Er be- 
stimmt den Dienstsitz des Kraftfahrt-Bundes- 
amtes. 

§ 2 

Das Kraftfahrt-Bundesamt übernimmt für 
das Gebiet der Bundesrepublik 

(1) Die Erteilung der allgemeinen Betriebs- 
erlaubnis für die reihenweise herzustellenden 
Kraftfahrzeuge (Typprüfung) 

nach den Vorschriften der §§ 20 und 22 
der Verordnung des Reichsverkehrs- 
ministers über die Zulassung von Per- 
sonen und Fahrzeugen zum Straßenver- 
kehr vom 13. November 1937 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1215) 

soweit für die Erledigung der Auf- 
gaben die „Reichsstelle für Typ- 
prüfung von Kraftfahrzeugen und 
Kraftfahrzeugteilen in Berlin“ und 
die Typprüfstelle bei der Verwal- 
tung für Verkehr des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes in Bielefeld zu- 
ständig waren, 

(2) die Erfassung der Kraftfahrzeuge und 
die Sammlung der Nachrichten über Kraft- 
fahrzeuge, 

(3) die Sammlung der Nachrichten über 
ungeeignete Kraftfahrzeugführer und Kraft- 
fahrunternehmen, 

zu den Absätzen 2 und 3 nach den Vorschrif- 
ten der 

a) Verordnung des Reichsverkehrsministers 
über die Zulassung von Personen und 
Fahrzeugen zum Straßenverkehr vom 
13. November 1937 (Reidisgesetzbl. I 
S. 1215) 

b) Verordnung über die Ausbildung von 
Kraftfahrzeugführern vom 21. Dezember 
1933 (Reidisgesetzbl. 1934 IS. 13) 


c) Verordnung über internationalen Kraft- 
fahrzeugverkehr vom 12. November 1934 
(Reidisgesetzbl. I S. 1137) 

d) Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes über die Beförderung von Per- 
sonen zu Lande vom 26. März 1935 
(Reidisgesetzbl. I S. 473) 

e) Verordnung über den Betrieb von Kraft- 
fahrunternehmen im Personenverkehr 
vom 13. Februar 1939 (Reidisgesetzbl. I 
S. 231) 

in der derzeitig gültigen Fassung, 

soweit für die Erledigung der Auf- 
gaben die Sammelstelle für Nach- 
richten über Kraftfahrzeuge beim 
Statistischen Reichsamt in Berlin, 
die Sammelstelle für Nachrichten 
über Führer von Kraftfahrzeugen 
beim Polizeipräsidium in Berlin und 
die Sammelstelle für Nach richten 
über Kraftfahrzeuge und Kraftfahr- 
zeugführer bei der Verwaltung für 
Verkehr des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets zuständig waren, 

(4) die Sammlung und Auswertung der 
Erfahrungen im kraftfahrtechnischen Prüf- 
und Überwachungswesen nach den Vor- 
schriften 

des § 4 Absatz 2 Buchstabe a der Ver- 
ordnung über Sachverständige für den 
Kraftfahrzeugverkehr vom 6. Januar 
1940 (Reidisgesetzbl. I S. 23), 

soweit für die Erledigung der Auf- 
gaben die Reichsstelle für die tech- 
nische Überwachung des Kraftfahr- 
zeugverkehrs in Berlin zuständig 
war, 

(5) die statistische Bearbeitung der bei dem 
Kraftfahrt-Bundesamt gesammelten Meldun- 
gen und Nachrichten im Rahmen der für die 
Bundesstatistik geltenden Bestimmungen. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Auf dem Gebiet des Straßenverkehrs erfolgt 
die Ausführung der Bundesgesetze nach den 
Artikeln 30 und 83 des Grundgesetzes in 
landeseigener Verwaltung. Im weitergelten- 
den Straßenverkehrsrecht ist jedoch be- 
stimmt, daß gewisse Verwaltungsaufgaben 
von einer für alle Länder gemeinsamen Stelle 
auszuführen sind; dazu gehören die Auf- 
gaben der Typprüfstelle für Kraftfahrzeuge, 
der Sammelstelle für Nachrichten über Kraft- 
fahrzeuge, der Sammelstelle für Nachrichten 
über Kraftfahrzeugführer und der Reichs- 
stelle für Technische Kraftfahrzeugüber- 
wachung. Da diese Aufgaben auch weiter- 
hin von einer für alle Lander gemeinsamen 
Stelle bearbeitet werden müssen, sind sie in 
einer Bundesoberbehörde zusammenzufassen. 
Hierzu ist nach Artikel 87 Absatz 3 des 
Grundgesetzes ein Bundesgesetz erforderlich. 

Zu § 2 A b s a t z 1 : 

Typprüfstelle für Kraftfahr- 
zeuge 

Durch die Verordnung des Reichsverkehrs- 
ministers über die Zulassung von Personen 
und Fahrzeugen zum Straßenverkehr (Stra- 
ßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung — StVZO) 
vom 13. November 1937 (RGBl. I S. 1215) 
ist die Reichsstelle für Typprüfung von 
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeugteilen in 
Berlin errichtet worden. Die Reichsstelle 
hatte die Eigenschaft einer höheren Reichs- 
behörde und war dem Reichsverkehrsminister 
unterstellt (Erlaß des Reichs- und Preußischen 
Verkehrsminister K 4, 14 185 vom 17. De- 
zember 1937, RVkBl. B 1937 S. 156) beige- 
fügt. Ihre Aufgaben ergaben sich aus §§20 
und 22 StVZO. Hiernach dürfen Kraftfahr- 
zeuge und Anhänger auf öffentlichen Straßen 
nur in Betrieb gesetzt werden, wenn für sie 
eine Betriebserlaubnis erteilt ist; sie ist die 
behördliche Anerkennung der Vorschrifts- 
mäßigkeit (Verkehrssicherheit) des Fahrzeugs. 
Für reihenweise, d. h. serienmäßig gefertigte 
Fahrzeuge eines bestimmten Typs kann im 
Interesse der Vereinheitlichung und Ver- 
billigung des Zulassungsverfahrens die soge- 
nannte „Allgemeine Betriebserlaubnis" nach 
§ 20 StVZO von der Typprüfstelle erteilt 
werden. Der hierzu erforderliche Antrag kann 
unmittelbar oder über die oberste Landes- 


verkehrsbehörde an die Typprüfstelle ge- 
richtet werden. Auf Grund dieser „Allge- 
meinen Betriebserlaubnis" ist der Fahrzeug- 
hersteller ermächtigt, die Kraftfahrzeugbriefe 
für einen genehmigten Typ verantwortlich 
auszufüllen, woraufhin das Fahrzeug ohne 
weitere technische Prüfung auf Antrag zum 
Verkehr zugelassen wird. 

Das gleiche gilt sinngemäß für Fahrzeugteile 
(§ 22 StVZO). . 

In Anbetracht der Bedeutung der Allge- 
meinen Betriebserlaubnis für die Verkehrs- 
sicherheit und im Interesse einer gleichmäßi- 
gen wirtschaftlichen Fertigung war es not- 
wendig, die bislang von der früheren Reichs- 
stelle für Typprüfung wahrgenommene ein- 
heitliche Bearbeitung auch nach dem Zusam- 
menbruch fortzuführen. Diese Notwendig- 
keit haben die Länder des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes nach dem Zusammenbruch ein- 
stimmig anerkannt und durch Verwaltungs- 
vereinbarungen der Fortführung der Auf- 
gaben durch die bisherige Verwaltung für 
Verkehr zugestimmt. 

Die Dienststelle führte die Bezeichnung 
„Typprüfstelle für Kraftfahrzeuge bei der 
Verwaltung für Verkehr des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes in Bielefeld" (Erlaß vom 
5. September 1949 — VkBl. S. 126). 

Die einheitliche, von einer Stelle feder- 
führend bearbeitete Erteilung der Allge- 
meinen Betriebserlaubnis, von der die Kraft- 
fahrzeugindustrie ausschließlich Gebrauch 
macht, ist heute mehr als je notwendig, weil 
sie das unentbehrliche Bindeglied zwischen 
Gesetzgebung und Praxis darstellt und die 
Möglichkeit schafft, dem Entwicklungsvor- 
sprung des Auslandes durch schnelle Anpas- 
sung der technischen Vorschriften Rechnung 
zu tragen. Ferner wird nur durch sie die 
für das gesamte Bundesgebiet erforderliche 
gleichmäßige Behandlung der eingeführten 
ausländischen Kraftfahrzeuge gewährleistet. 
Der personelle und materielle Aufwand ist 
bei der jetzigen Regelung wesentlich geringer 
als bei jeder anderen. Die Fortführung der 
Typprüfstelle liegt daher sowohl im sach- 
lichen als auch im finanziellen Allgemein- 
interesse. 


3 



Zu§2Absatz2: 

Sammelstelle' für Nachrichten 
über Kraftfahrzeuge 
(SNK) 

Die Verordnung über Kraftfahrzeug verkehr 
vom 11. April 1934 (RGBl. I S. 303) hat erst- 
mals das Erfordernis eines Kraftfahrzeug- 
briefes nach einem von dem Reichsverkehrs- 
minister vorgeschriebenen Muster aufgestellt, 
weil die Verhältnisse auf dem Kraftfahrzeug- 
markt zu Zuständen geführt hatten, die ein 
Einschreiten des Staates notwendig .machten. 
In Verfolg dieser Maßnahme und auf Grund 
des § 6 des Gesetzes über den Verkehr mit 
Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 1909 (RGBl. 
S. 437) nebst späteren Änderungen hat der 
RVM in einer Ausführungsanweisung zur 
Verordnung über Kraftfahrzeugverkehr 
(Reichsministerialblatt vom 13. April 1934 
S. 319) bestimmt: 

„Die Einführung eines Kraftfahrzeug- 
briefs und die Errichtung einer Sammel- 
stelle für Nachrichten über Kraftfahr- 
zeuge beim Statistischen Reichsamt sollen 
dazu dienen, vielfachen Wünschen der 
Kraftverkehrswirtschaft entsprechend, 
Handhaben zur Sicherung des Eigen- 
tums am Kraftfahrzeug zu schaffen und 
gleichzeitig statistische Unterlagen für 
eine Wirtschaftsforschung zu liefern, die 
für die konjunkturelle Marktbeobach- 
tung und die sich hierauf gründenden 
Maßnahmen wirtschafts- und verkehrs- 
politischer Art von Bedeutung ist." 

In der Erkenntnis, daß die Aufgaben der 
SNK fast ausschließlich verkehr lieh er Art 
sind, wurde die Dienststelle in den Geschäfts- 
bereich des Reichsverkehrsministers über- 
geführt (vgl. Erlaß vom 29. Oktober 1943 
— RVkBl. B. S. 139 — ) beigefügt. Nach dem 
8. Mai 1945 wurde die SNK, die in die 
britische Zone verlegt werden war, zunächst 
als Straßenzentralamt fortgeführt. Gemäß 
§ 3 des Gesetzes über den Aufbau der Ver- 
waltung für Verkehr vom 12. September 
1948 (WiGBl. S. 95) bestimmte der Direktor 
der Verwaltung für Verkehr mit Zustim- 
mung des Wirtschaftsrats die Aufgaben des 
Straßenzentralamts. Auf Grund des Erlasses 
Nr. 91 vom 7. Juli 1949 (VkBl. S. 91) hat das 
Straßenzentralamt die Bezeichnung 

„Sammelstelle für Nachrichten über 
Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeugführer 
bei der Verwaltung für Verkehr des 
V ereinigten Wirtschaftsgebietes" 
erhalten. 


Die SNK hat nach den §§ 20 ff. der Verord- 
nung über die Zulassung von Personen und 
Fahrzeugen zum Straßenverkehr (Straßenver- 
kehrs-Zulassungs-Ordnuna — StVZO) vom 
13. November 1937 (RGBl. I S. 1215) die 
durch die Zulassungsbehörden zugelassenen 
Kraftfahrzeuge und Anhänger zu erfassen. 
Hierdurch wird die größtmögliche Rechts- 
sicherung in Bezug auf die Eigentumsver- 
hältnisse im Sinne der vorstehenden Aus- 
führungsanweisung gewährleistet. Die Eigen- 
tumssicherung ist seit der Verordnung vom 
11. April 1934 (RGBl. I S. 303) als eine 
Staatsaufgabe angesehen worden. Die be- 
sondere Eigenart des Kraftfahrzeuges, die 
Möglichkeit der leichten und raschen Orts- 
veränderlichkeit — auch über weite Strecken 
— und die überall sofortige Einsatzmöglich- 
keit, bringen die besondere Gefahr einer 
widerrechtlichen Entziehung mit sich und 
verlangen einen geeigneten Schutz des Kraft- 
fahrzeughalters. 

Die Kraftfahrzeugerfassung, für die der Kraft- 
fahrzeugbrief die Voraussetzungen gibt, er- 
folgt zweckmäßig nur bei einer Stelle. Der 
Aufwand an Personal, Mitteln und Zeit ist 
hierbei wesentlich geringer als bei einer 
dezentralisierten Bearbeitung. 

Wenn die einzelnen Länder für sich arbeiten 
wollten, mußte jedes Land die in jedem ande- 
ren Lande ausgegebenen Briefe auch für seinen 
Bereich anerkennen und jedes Land jedem 
anderen mitteilen, welche Briefe es ausge- 
geben hat und welche Fahrzeuge registriert 
sind. Würde die gegenseitige Unterrichtung 
nicht stattfinden, so wäre keine Kontrolle 
der in Umlauf kommenden Briefe möglich, 
so könnten in dem einen Lande gestohlene 
Kraftfahrzeuge in einem anderen Land 
wieder in Verkehr genommen und könnten 
Doppelerfassungen nicht ausgeschlossen wer- 
den. Das würde, wenn nach einem Fahrzeug 
geforscht wird, bedeuten: 

Der Suchende müßte eine Anfrage an 
alle Länder richten, und alle Länder 
müßten den Vorgang bearbeiten oder 
das Land, an das die Anfrage gerichtet 
wird, müßte sich mit allen anderen 
Ländern in Verbindung setzen, um etwas 
über den Verbleib eines bestimmten 
Fahrzeuges festzustellen. 

Die Mitteilungen, die die Zulassungsstellen 
der Länder an die Bundesoberbehörde zu 
machen haben, halten sich im Rahmen des 
Artikels 35 des Grundgesetzes, wonach alle 
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Behörden des Bundes und der Lander sich 
gegenseitig Rechts- und Amtshilfe zu leisten 
haben. Es handelt sich um Amtshandlungen, 
die die Aufgabe der ersuchenden Behörde 
zum Ziele führen sollen und nicht als Aus- 
fluß eines organisatorischen Unterordnungs- 
verhältnisses vorgenommen werden (Hans 
Peters, Lehrbuch der Verwaltung 1949, 
Seite 59). Ebenso ergibt sich die Amtshilfe- 
pflicht aus der Tatsache, daß alle Behörden 
unbeschadet ihrer kompetenzmäßigen Sonde- 
rung als Behörden eines Staates einer gemein- 
samen Sache zu dienen haben (Ernst Forst- 
hoff, Lehrbuch des Verwaltungsrechts I. Band 
Allgemeiner Teil, 1950, Seite 80; vergleiche 
auch Kommentar zum Bonner Grundgesetz 
[Bonner Kommentar] 1950 zu Artikel 35; 
Robert Nebinger, Verwaltungsrecht, Allge- 
meiner Teil 1949, Seite 9). 

Die SNK hat über ihre Feststellungen allen 
hieran Interessierten, insbesondere aber den 
Landesverkehrsbehörden, Auskunft zu er- 
teilen. 

Zu § 2 Absatz 3: 

Sa mmelstellefür Nachrichten 
über 

Führer vonKraft fahrzeugeil 
(SNFK) 

Nachdem im Jahre 1906 bereits das frühere 
Königreich Sachsen die Anregung zur Errich- 
tung einer Sammelstelle gegeben hatte, ist die 
Sammelstelle für Nachrichten über Führer 
von Kraftfahrzeugen auf Grund eines 
Bundesratsbeschlusses im Jahre 1910 ge- 
schaffen worden. Sie war aus Zweckmäßig- 
keitsgründen der Behörde angeschlossen, die 
am meisten mit den Zulassungen von Kraft- 
fahrzeugen und den Erteilungen von Führer- 
scheinen zu tun hatte, nämlich dem Polizei- 
präsidium in Berlin, mit Zuständigkeit für 
das ganze Reich. Sämtliches Material der 
SNFK ist im Jahre 1945 verloren gegangen. 
Die SNFK hat daraufhin bei der SNK die 
Arbeiten neu aufgenommen. Diese sind im 
wesentlichen folgende: 

Nach § 13 der StVZO muß stets, wenn 
die Erteilung eines Führerscheines bean- 
tragt wird, die Zulassungsbehörde bei 
der SNFK Rückfrage halten, ob etwas 
Nachteiliges über den Antragsteller be- 
kannt ist. Um eine solche Auskunft 
geben zu können, muß die SNFK sämt- 
liches Material über Entziehungen, Ver- 
sagungen und Wiedererteilung von 
Führerscheinen sammeln. Dies geschieht 


auf Grund von Meldungen, die ihr die 
einzelnen Zulassungsbehörden laufend 
zu geben haben. Nur so kann ver- 
hindert werden, daß etwa jemand, dem 
der Führerschein in einem Lande ent- 
zogen worden ist, einen solchen in einem 
anderen Bezirk oder in einem anderen 
Lande neu ausgestellt erhält. 

Das ist nur möglich, wenn die SNFK in einer 
Bundesoberbehörde fortgeführt wird. 

Neben der StVZO ist die Tätigkeit der SNFK 
auch in der Verordnung über die Ausbildung 
von Kraftfahrzeugführern vom 21. Dezem- 
ber 1933 (RGBl. 1934 I S. 13) in der Fassung 
vom 5. Oktober 1934 (RGBl. I S. 912), 
13. November 1937 (RGBl. I S. 1254) in der 
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über die Beförderung von Personen zu Lande 
vom 26. März 1935 (RGBl. I S. 473), in der 
Verordnung über internationalen Kraftfahr- 
zeugverkehr vom 13. November 1934 (RGBl. I 
S. 1137), sowie in der Verordnung über den 
Betrieb von Kraftfahrunternehmen im Per- 
sonenverkehr vom 13. Februar 1939 (RGBl. I 

5. 231) festgelegt. Nach diesen Vorschriften 
hat die SNK im Interesse der Verkehrssicher- 
heit Auskunft darüber zu erteilen, ob in ihrer 
Kartei Nachteiliges über einen Antragsteller 
vermerkt ist, z. B. bei einem Antrag auf Er- 
teilung der Fahrlehrererlaubnis, der Geneh- 
migung für den Linien- oder Gelegenheits- 
verkehr mit Straßenfahrzeugen. 

Zu §2 Absatz 4: 

Technische Überwachungs- 
stelle für Kraftfahrzeug- 
verkehr 

Nach § 4 der Verordnung über Sachver- 
ständige für den Kraftfahrzeugverkehr vom 

6. Januar 1940 (RGBl. I S. 23) ist eine Reichs- 
stelle für die Technische Überwachung des 
Kraftfahrzeugverkehrs errichtet worden, i 4e 
Reichsstelle handelte nach Weisungen des 
RVM und hatte folgende Aufgaben: 

a) für einheitliche Auslegung und Hand- 
habung der für die Tätigkeit der Sach- 
verständigen maßgebenden Bestimmun- 
gen zu sorgen, die Erfahrungen auf dem 
Gebiet des kraftfahrtechnischen Prüf- und 
Uberwachungswesens zu sammeln, auszu- 
werten und die Ergebnisse an die ört- 
lichen Prüfstellen zu vermitteln und dem 
Reichsverkehrminister zu berichten; 

b) das Prüfverfahren zur Durchführung der 
den Sachverständigen zugewiesenen Auf- 
gaben zu entwickeln und zu erproben, 
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sowie für zweckmäßige Anwendung 
innerhalb der technischen Überwachung 
zu sorgen; 

c) andere Aufgaben von allgemeiner Be- 
deutung auf dem Gebiete des kraftfahr- 
technischen Prüf- und Uberwachungs- 
wcsens nach besonderer Anweisung des 
Pveichsvcrkehrsministers durchzuführen. 

Nach dem 8. Mai 1945 mußte die Reichs- 
stelle de facto als nicht mehr bestehend an- 
gesehen werden. Die Aufgaben der Reichs- 
stelle wurden im wesentlichen von der bizo- 
nalen Verkehrsverwaltung auf Grund von 
Verwaltungsvereinbarungen mit den Landern 
ausgeübt. Von den Aufgaben der früheren 
Reichsstelle soll die Bundesoberbehörde ledig- 
lich die Sammlung und Auswertung der Er- 
fahrungen auf dem Gebiete des kraftfahr- 
technischen Prüf- und Oberwachungswesens 
übernehmen. Sie soll die Ergebnisse ihrer 
Feststellungen dem Bundesminister für Ver- 
kehr als Unterlagen für die gesetzgeberische 
Tätigkeit übermitteln. Ohne diese Zusam- 
menfassung der Erkenntnisse würde dem 
Bundesminister für Verkehr eine wichtige 
Quelle der Erfahrungen verloren gehen. 

Zu § 2 Absatz 5: 

Das bei der Sammelstelle für Nachrichten 
über Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug- 
führer automatisch anfallende Karteimaterial 
wird zugleich statistisch ausgewertet; die An- 
forderungen von Wirtschaft und Verwaltung, 
insbesondere auch der Länder an Unterlagen 
für die Beurteilung wichtiger Verkehrs-, 
produktions- und marktpolitischer Fragen, 
werden befriedigt durch Erstellung der seit 
Jahrzehnten geführten Kraftfahrzeugbe- 


standsstatistik, die über die Zulassungen, Um- 
schreibungen und den Bestand an Kraftfahr- 
zeugen und Anhängern nach Antriebsarten, 
Größenklassen, Fabrikaten, Typen, Alters- 
aufbau usw. in den einzelnen Bezirken Auf- 
schluß gibt. Neben dieser Kraftfahrzeug- 
statistik, die auf dem Material des SNK be- 
ruht, werden noch weitere für das Straßen- 
und Kraftfahrwesen unerläßliche Statistiken, 
so die Statistik über die Leistungen im Per- 
sonenstraßenverkehr und über den inter- 
nationalen und interzonalen Straßenverkehr 
(Bundesgebiet — Ostzone), erstellt. Dies ge- 
schieht in engster Zusammenarbeit mit dem 
bisherigen Statistischen Amt des Vereinigten 
Wirtschaftsgebiets in Wiesbaden bzw. dem 
vorgesehenen Statistischen Bundesamt und 
dessen Organen (Ffauptausschuß, Beirat). Die 
Ergebnisse dieser Statistiken werden auch 
laufend in das amtliche Blatt des Statistischen 
Amtes „Wirtschaft und Statistik“ als Teil der 
Bundesstatistik übernommen. 

Die Zusammenfassung der vorgenannten 
Aufgaben in einer Bundesoberbehörde ist 
nach den praktischen Erfahrungen zweck- 
mäßig. Trotz der verschiedenartigen Struk- 
tur der einzelnen Stellen bestehen zwischen 
den Arbeitsgebieten als Straßenverkehrsan- 
gelegenheiten enge Berührungspunkte, so daß 
sich insgesamt ein organischer Zusammenhang 
ergibt. 

Der Bundesminister für Verkehr wird dafür 
sorgen, daß bei allen Fragen, die von grund- 
sätzlicher Bedeutung für die Aufgaben der 
Bundesbehörde sind, ein ständiger, aus drei 
Ländervertretern bestehender Ausschuß ge- 
hört wird. 
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Auszug 

aus dem Reichsverkehrsblatt — Ausgabe B, 
Kraftf ahrwesen (RVkBl. B) Nr. 27 vom 
5. November 1943 
— S. 139 — 

159) Sammelstelle für Nachrichten über 
Kraftfahrzeuge; 

hier: Berichtigung der Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung. 

Berlin, den 29, Oktober 1943 
K 1.20 271 

In der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nurig und in der zugehörigen Dienstanweisung 
sind die Worte „Statistisches Reichsamt“ dem 
jeweiligen Zusammenhang entsprechend all- 
gemein durch die Worte „Der Beauftragte 
des Reichsverkehrsministers — Sammelstelle 
für Nachrichten über Kraftfahrzeuge — “ zu 
ersetzen. Demzufolge sind Beträge für Kraft- 
fahrzeug- und Anhängerbriefvordrucke sowie 
für Gebührenmarken unter Angabe des Ver- 
wendungszwecks (bei Brief- Vordrucken unter 
Vermerk der Brief nummern) nur noch an den 
Beauftragten des Reichsverkehrsministers — 
Sammelstelle für Nachrichten über Kraftfahr- 
zeuge — , 

Postscheckkonto Berlin Nr. 6554, 

zu überweisen. In der DA zum §21 Absatz (2) 
— Neufassung s. RVkBl. B S. 165/41 — und 
zum § 27 Absatz 1 bis 3, Ziffer 5 ist die neue 
Nr. des Postscheckkontos zu vermerken. Das 
in der Dienstanweisung zum § 27 Absatz 1 
bis 3, Ziffer 5 angegebene Buchungszeichen 
entfällt. 

Der Reichsverkehrsminister 

— RVkBl. B S. 139 — 


Auszug 

aus dem Reichsverkehrsblatt Ausgabe B 
— Seite 156 — 

Reichsstelle für Typprüfung von Kraftfahr- 
zeugen und Kraftfahrzeugteilen 

Berlin, den 17. Dezember 1937 
K 4.14 185 

Durch die Verordnung über die Zulassung 
von Personen und Fahrzeugen zum Straßen- 
verkehr (Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung — StVZO — ) vom 13. November 1937 
(RGBl. I S. 1215) ist eine Reichsstelle für 
Typprüfung von Kraftfahrzeugen und Kraft- 
fahrzeugteilen gegründet worden, die am 
1. Januar 1938 in Tätigkeit tritt und sich in 
Berlin C 8, Wilhelmstr. 80, befindet. 

Die Reichsstelle hat die Eigenschaft einer 
höheren Reichsbehörde und ist ihr unmittel- 
bar unterstellt. Ihre Aufgaben ergeben sich 
aus den §§ 20 und 22 StVZO. Bekannt- 
machungen der Reichsstelle werden im 
RVkBl. B veröffentlicht. 

Der Reichs- und Preußische Verkehrsminister 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES DEUTSCHEN BUNDESRATES 


Bonn, den 16. Februar 1951 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Deutsche Bundesrat in seiner 
50. Sitzung am 16. Februar 1951 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung 
eines Kraftfahrt-Bundesamtes 

die sich aus der Anlage ergebende Fassung vorzuschlagen. 

Dr. E h a r d 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Errichtung eines Kraftfahrt-Bundesamtes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

'S 1 

(1) Als Bundesoberbehörde für den 
Straßenverkehr wird das Kraftfahrt-Bundes- 
amt errichtet. 

(2) Dem Kraftfahrt-Bundesamt sind 
Landesbehörden und Prüfstellen nicht unter- 
stellt. 

(3) Das Kraftfahrt-Bundesamt untersteht 
dem Bundesminister für Verkehr. Er be- 
stimmt den Dienstsitz des Kraftfahrt-Bundes- 
amtes. 

5 2 

Das Kraftfahrt-Bundesamt übernimmt für 
das Gebiet der Bundesrepublik 

1. die Aufgaben der „Reichsstelle für Typ- 
prüfung von Kraftfahrzeugen und Kraft- 
fahrzeugteilen in Berlin" 


nach der Verordnung des Reichsver- 
kehrsministers über die Zulassung von 
Personen und Fahrzeugen zum 
Straßenverkehr vom 13. November 
1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1215); 

2. die Aufgaben der „Sammelstelle für 
Nachrichten über Kraftfahrzeuge" 

a) nach der Verordnung des Reichsver 
kehrsministers über die Zulassung von 
Personen und Fahrzeugen zum 
Straßenverkehr vom 13. November 
1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1215); 

b) nach der Verordnung über interna- 
tionalen Kraftfahrzeugverkehr vom 
12. November 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1137); 

3. die Aufgaben der „Sammelstelle für Nach- 
richten über Führer von Kraftfahrzeugen 
beim Polizeipräsidium in Berlin" 
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a) nach der Verordnung des Reichsver- 
kehrsministers über die Zulassung von 
Personen und Fahrzeugen zum 
Straßenverkehr vom 13. November 
1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1213); 

b) nach der Verordnung über die Aus- 
bildung von Kraftfahrzeugführern 
vom 21. Dezember 1933 (Reichs- 
gesetzbl. 1934 I S. 13); 

c) nach der Verordnung zur Durch- 
führung des Gesetzes über die Be- 
förderung von Personen zu Lande 
vom 26. März 1935 (Reichsgesetzbl. T 
S. 473); 

d) nach der Verordnung über den Be- 
trieb von Kraftfahrunternehmen im 
Personenverkehr vom 13. Februar 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 231); 

4. die Sammlung und Auswertung der Er- 
fahrungen im kraftfahrtechnischen Priif- 
und Uberwachungswesen 

nach den Vorschriften § 4 Absatz 2 
Buchstabe a) der Verordnung über Sach- 
verständige für den Kraftfahrzeug- 
verkehr vom 6. Januar 1940 (Reichs- 
gesetzbl. T S. 23); 


5. die statistische Bearbeitung der bei dem 
Kraftfahrt-Bundesamt gesammelten Mel- 
dungen und Nachrichten im Rahmen der 
für die Bundesstatistik geltenden Bestim- 
mungen und entsprechend den Anforde- 
rungen der Länder. 

S 3 

Die §§ 25, 26 und § 27 Absatz 5 Satz 2 
der Verordnung des Reichsverkehrsministers 
über die Zulassung von Personen und Fahr- 
zeugen zum Straßenverkehr sind in den 
Ländern Baden, Rheinland-Pfalz und Würt- 
temberg-Hohenzollern wieder in der Fassung 
der Verordnung des Reichsverkehrsministers 
vom 13. November 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1215) anzuwenden. 

§ 4 

Das Kraftfahrt-Bundesamt ist ferner zu- 
ständig, wenn ihm durch eine Gesetzgebung 
im Land Berlin Zuständigkeiten in Über- 
einstimmung mit diesem Gesetz übertragen 
werden. 

. 5 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Das Gesetz bedarf gemäß Artikel 84 Absatz i 
und Artikel 87 Absatz 3 des Grundgesetzes 
der Zustimmung des Bundesrates. 

Durch die Einfügung des (neuen) Absatzes 2 
in § 1 werden verfassungsrechtliche Be- 

denken hinsichtlich des Verhältnisses dieser 
Bundesoberbehörde zu Landesbehörden aus- 
geräumt. 

Die neue Fassung des§ 2 stellt klar, daß durch 
die im Regierungsentwurf angeführten ein- 
zelnen Bestimmungen der verschiedenen Vor- 
schriften alte Befugnisse, die sich mit ent- 


sprechenden Befugnissen der Länder über- 
schneiden könnten, nicht auf das Kraftfahrt- 
Bundesamt übertragen werden. — Die Er- 
gänzung des § 2 Nr. 5 dient etwaigen stati- 
stischen Bedürfnissen der Länder. 

Die Bestimmung des § 3 ist erforderlich, um 
den gegenwärtigen Rechtszustand in den Län- 
dern der französischen Zone dem der übri- 
gen Länder anzupassen. 

§ 4 soll es Berlin ermöglichen, sich ebenfalls 
des Kraftfahrt-Bundesamtes zu bedienen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu dem Vorschlag des Bundesrats zu dem 
Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung eines Kraftfahrt-Bundesamtes 


Der Deutsche Bundesrat hält das Gesetz für 
ein Zustimmungsgesetz gemäß Artikel 84 
Absatz 1 und 87 Absatz 3 des Grundgesetzes. 
Dieser Auffassung wird widersprochen. Das 
Gesetz, durch das eine Bundesoberbehörde 
nach Artikel 87 Absatz 3 Satz 1 des Grund- 
gesetzes errichtet wird, haben die Länder 
nicht als eigene Angelegenheit auszuführen. 
Die Bundesoberbehörde soll auch keinen eigenen 
Unterbau erhalten, so daß die Bestimmung 
des Artikel 87 Absatz 3 Satz 2 des Grund- 
gesetzes (Zustimmung des Bundesrates und 
der Mehrheit des Bundestages) nicht Platz 
greift. Die Mitwirkung der Länder bei der 
Durchführung der der Bundesoberbehördc 
übertragenen Aufgaben geht nicht über den 
Rahmen einer nach Artikel 35 des Grundge- 
setzes zu leistenden Amtshilfe hinaus. Dem 
Vorschlag des Bundesrates, in den Eingang 
des Gesetzes die Worte „mit Zustimmung 
des Bundesrates“ aufzunehmen, kann daher 
nicht gefolgt werden. 

Den übrigen Änderungsvorschlägen des 
Deutschen Bundesrates stimmt die Bundes- 
regierung aus folgenden Gründen zu: 

1. Die Einfügung des § 1 Absatz 2 („Dem 
Kraftfahrt-Bundesamt sind Landesbehör- 
den und Prüfstellen nicht unterstellt“'' 
dient der Klarstellung. 

2. Der Zusatz in § 2 Nr. 5, wonach das 
Kraftfahrt-Bundesamt die statistische Be- 
arbeitung der bei dem Amt gesammelten 
Meldungen und Nachrichten auch „ent- 
sprechend den Anforderungen der Länder“ 
vorzunehmen hat, ist zweckmäßig. Es 
besteht Einigkeit darüber, daß das antrag- 
stellende Land insoweit die Kosten der- 
artiger Zusammenstellungen zu tragen 
hat. 


3. Die Vorschrift des neuen § 3 ist not- 
wendig, weil, wie sich bei der Beratung 
in den Ausschüssen des Bundesrats heraus- 
gestellt hat, die Verordnung über die Zu - * 
lassung von Personen und Fahrzeugen 
zum Straßenverkehr vom 13. November 
1937 durch Landesverordnungen der drei 
Länder des französischen Besatzungs- 
gebiets in einigen Bestimmungen abge- 
ändert ist (Landesverordnung des Landes 
Baden über die Einführung neuer amt- 
licher Kennzeichen und die Änderung des 
Zulassungsverfahrens für Kraftfahrzeuge 
und Kraftfahrzeuganhänger vom 21. De- 
zember 1948 — Badisches Gesetz — und 
Verordnungsbl. S. 226 — , Landesver- 
ordnung des Landes Rheinland-Pfalz über 
die Einführung neuer amtlicher Kenn- 
zeichen und die Änderung des Zulassungs - 
verfahrens für Kraftfahrzeuge und Kraft- 
fahrzeuganhänger vom 28. Dezember 
1948 — Gesetz- und Verordnungsblatt 
Rheinland-Pfalz 1949 I S. 47 — mit Ver- 
ordnung des Innenministeriums des Lan- 
des Württemberg-Hohenzollern über die 
Änderung der Straßenverkehrs-Zulas- 
sungs-Ordnung (StVZO) und über die 
Einführung neuer amtlicher Kennzeichen 
vom 3. Januar 1949 — Regierungsbl. 
Württemberg-Hohenzollern S. 51 — ). 

4. Die Zuständigkeitserweiterung in § 4 
(„. . . Kraftfahrt-Bundesamt .... ferner 
zuständig, wenn ihm durch eine Gesetz- 
gebung im Lande Berlin Zuständigkeiten 
in Übereinstimmung mit diesem Gesetz 
übertragen werden“) ist zweckmäßig. 
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